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VORSCHLÄGE 

Der Petitionsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale 

Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. macht darauf aufmerksam, dass der Petitionsausschuss von betroffenen Bürgern 

regelmäßig auf Lücken bei der Umsetzung des bestehenden Grundsatzes der 

Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen hingewiesen wird; 

2. erinnert daran, dass der Kommission im Jahr 2007 eine von 1 364 984 Bürgern 

unterzeichnete Petition vorgelegt wurde, in der der weitreichende Schutz von Menschen 

mit Behinderungen in allen Politikbereichen der Europäischen Union gefordert wird, und 

dass die Europäische Kommission diesem legitimen Anliegen bis heute nicht gebührend 

Rechnung getragen hat; 

3. hebt hervor, dass die Integration von Menschen mit Behinderungen für die 

Verwirklichung der Ziele der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit 

Behinderungen 2010-2020 von wesentlicher Bedeutung ist; 

4. spricht sich für eine Definition des Begriffs „Behinderung“ aus, auf die sich die Staaten 

beziehen können; 

5. hebt hervor, dass die Petenten im Zusammenhang mit der normalen Inanspruchnahme des 

Bildungssystems und dem Zugang zu Versicherungen auf zahlreiche Hindernisse stoßen, 

und verweist ferner auf einen Mangel an öffentlichen Verkehrsmitteln sowie die 

mangelnde Harmonisierung der Skalen innerhalb der EU, anhand derer der Grad der 

Behinderung bestimmt wird, was häufig zu sozialer Ausgrenzung führen kann; 

6. schlägt eine Klassifizierung der verschiedenen Arten von Behinderungen nach ihrer 

Schwere vor, damit für die gesamte Dauer der Ausbildung und des Berufslebens 

bedarfsgerechte Lösungen gefunden werden können; 

7. macht auf die große Zahl an Petitionen aufmerksam, die Menschen mit Multipler Sklerose 

und allgemein Menschen mit degenerativen und zu Einschränkungen führenden 

Krankheiten betreffen, und fordert die Kommission auf, eine einschlägige politische 

Strategie festzulegen, in der spezifische Maßnahmen in den Bereichen der Erforschung, 

Prävention, Hilfe und Pflege vorgesehen sind; 

8. hebt hervor, dass es wichtig ist, bezahlbare Maßnahmen und Strategien im Bezug auf 

Behinderungen sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene umzusetzen und dabei die 

Rechte der Bürger und Einwohner der Union gemäß Artikel 26 der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union über die Integration von Menschen mit Behinderung 

uneingeschränkt zu wahren; 

9. hebt die Notwendigkeit umfassender Antidiskriminierungsgesetze hervor sowie die 

dringende Notwendigkeit, das parlamentarische Verfahren für die Verabschiedung der 

Richtlinie zur Verhinderung jeglicher Art der Diskriminierung wiederaufzunehmen; 

betont die Bedeutung bezahlbarer Kampagnen zur Sensibilisierung für das Risiko der 
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Diskriminierung Behinderter in allen Lebensbereichen, insbesondere in der Arbeitswelt; 

10. empfiehlt den Mitgliedstaaten, geschützte Behindertenwerkstätten einzurichten, die 

insbesondere von Steuern und Sozialabgaben befreit sind, und Verträge einzuführen, die 

an die Situation der Menschen mit einer Behinderung angepasst sind; 

11. hebt hervor, dass sich die allgemeine Wahrnehmung von Menschen mit Behinderungen in 

der Gesellschaft verändern muss, um ihre soziale Eingliederung zu fördern; 

12. unterstreicht die Verpflichtung der öffentlichen Behörden, die Hemmnisse und Barrieren 

zu ermitteln und abzubauen, die für Menschen mit Behinderungen den Zugang zu den der 

gesamten Gesellschaft zur Verfügung stehenden Angeboten und Dienstleistungen 

einschränken, so etwa zu Verkehrsmitteln, öffentlichen Einrichtungen und Plätzen sowie 

zu Bildung und Information mithilfe von angemessenen Kommunikationsmitteln, die der 

Art der Behinderung gerecht werden und keine zeitlichen Verzögerungen oder 

zusätzlichen Kosten mit sich bringen; 

13. hebt die Notwendigkeit hervor, die Einhaltung der Standards der Barrierefreiheit im Netz 

auf öffentlichen Websites zu verbessern und die Einhaltung dieser Standards auf privaten 

Websites zu fördern, sowie die Notwendigkeit, mehr Fernsehsendungen mit Untertiteln 

und Audiobeschreibungen anzubieten; 

14. hebt hervor, dass Probleme in Zusammenhang mit der Mobilität innerhalb der EU gelöst 

werden müssen, indem die Nutzung des europäischen Behindertenparkausweises 

erleichtert und gefördert wird und indem die erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden, 

um einen gemeinsamen europäischen Ausweis für Menschen mit Behinderungen 

einzuführen; 

15. hebt hervor, dass es wichtig ist, Menschen mit Behinderungen eine berufliche Tätigkeit zu 

ermöglichen, ohne dabei diejenigen zu vergessen, die ihre Beschäftigung aufgrund der Art 

ihrer Erkrankung möglicherweise zeitweise einstellen müssen, und hebt ferner die 

Bedeutung der „Flexicurity“ (Flexibilität und Sicherheit) und des lebenslangen Lernens 

hervor; 

16. empfiehlt den Staaten die Einrichtung besonderer Anlaufstellen, bei denen Menschen mit 

Behinderungen sowie ihre Angehörigen die gewünschten Informationen erhalten und sich 

in Verwaltungsfragen beraten lassen können; 

17. merkt an, dass Kinder mit Behinderungen sowohl in angemessener Weise in das 

allgemeine Bildungssystem integriert als auch individuell unterstützt werden müssen, 

wobei das Wohl des Kindes zu berücksichtigen ist; unterstützt mögliche Initiativen für die 

allgemeine und berufliche Bildung von Kindern mit Behinderungen im Rahmen der 

Initiative „Jugend in Bewegung“ und im Rahmen des künftigen Europäischen Programms 

für die Jugend für den Zeitraum nach 2013; 

18. vertritt die Ansicht, dass die Teilnahme von Menschen mit Behinderungen am Programm 

„Lebenslanges Lernen“ erleichtert und gefördert werden sollte; 

19. hebt hervor, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu wirksamen sozialen 
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Sicherungssystemen und Programmen zur Armutsbekämpfung haben müssen, um 

gesellschaftliche Ausgrenzung und Isolation zu verhindern; 

20. hebt hervor, dass strukturelle Reformen der Sozialleistungs- und Rentensysteme für 

Menschen mit Behinderungen erforderlich sein könnten, um die soziale Eingliederung zu 

fördern und Armut zu verhindern, die häufig das Leben von Menschen mit Behinderungen 

und das ihrer Familien erschwert; 

21. hebt hervor, dass sichergestellt werden muss, dass Menschen mit Behinderungen 

gleichberechtigten Zugang zu Gesundheits- und Rehabilitationsleistungen haben müssen, 

die auf ihre besonderen Bedürfnisse abgestimmt sind. 
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